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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Le Conseil de Etats a adopté le classement du postulat suite au rapport sur le droit
suisse de l'assainissement. 1

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Bei der Behandlung der Drogen-Initiativen diskutierte der Ständerat auch eine
Standesinitiative des Kantons Solothurn aus dem Jahr 1992 (St.Iv 92.312). Diese
beantragte insbesondere die Entkriminalisierung des Drogenkonsums, ein
Staatsmonopol für Anbau, Herstellung, Einfuhr, Handel und Vertrieb von illegalen
Betäubungsmitteln sowie einen Ausbau von Prävention, Betreuung und Behandlung. In
ihren Erwägungen stellte die vorberatende Kommission fest, dass seit 1992 ein
grundsätzlicher Wandel in der schweizerischen Drogenpolitik stattgefunden habe
(Ausbau der 4-Säulen-Strategie, medizinisch kontrollierte Abgabe usw.), der es
ermögliche, einen für alle akzeptablen Mittelweg zu gehen. Aus diesem Grund wollte sie
der Standesinitiative nicht direkt Folge geben. Sie hielt aber die Grundabsicht, Raum
für neue Lösungsmöglichkeiten zu öffnen, für prüfenswert und formulierte deshalb ein
Kommissionspostulat, das sich stark an den Solothurner Text anlehnt, dessen
imperativen Charakter jedoch abschwächt. Das Postulat wurde mit 23 zu 13 Stimmen
angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Sozialhilfe

Da der Nationalrat im OHG die Bestimmung eingeführt hatte, dass auf Antrag des
Opfers ein gleichgeschlechtlicher Richter zu amten hat, wurde eine Motion Bär, welche
dies in jedem Fall zwingend festschreiben wollte, nur als Postulat angenommen. 3

POSTULAT
DATUM: 11.06.1991
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies diskussionslos ein Postulat Comby (fdp, VS), welches den
Bundesrat ersucht, zwei konkrete Massnahmen im Kampf gegen die neue Armut zu
prüfen. Einerseits sollen die Bundesbeiträge zur Finanzierung und Verbilligung der
Krankenkassenprämien für Menschen, die in Armut leben, substantiell erhöht werden,
anderseits sollen den Kantonen, die zugunsten von Personen und Familien in äusserst
schwierigen Verhältnissen Zuschüsse zu den Ergänzungsleistungen zur AHV/IV
gewähren, Subventionen ausgerichtet werden. 4

POSTULAT
DATUM: 27.05.1992
MARIANNE BENTELI

Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der Nationalrat diskussionslos ein
Postulat Robert (gp, BE), welches den Bundesrat ersucht, sich generell für die
Schaffung von professionell betreuten Zentren für Vergewaltigungs- und Folteropfer
im ehemaligen Jugoslawien einzusetzen sowie in Zusammenarbeit mit Kirchen und
Hilfswerken die Errichtung einer derartigen Institution in der Schweiz zu unterstützen. 5

POSTULAT
DATUM: 19.03.1993
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat einer Minderheit der Rechtskommission, welches
den Bundesrat ersucht, eine Kampagne gegen die Alltagsgewalt im sozialen Nahraum
zu lancieren. Ziel der Kampagne müsste sein, in diesem tabuisierten Bereich
Öffentlichkeit als Voraussetzung für eine wirksame Prävention zu schaffen. 6

POSTULAT
DATUM: 13.06.1996
MARIANNE BENTELI
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Ein Postulat Weber (sp, AG), welches den Bundesrat bittet, eine nationale
Armutskonferenz durchzuführen, um mit Fachleuten und Betroffenen über
Lösungsvorschläge nachzudenken, wurde oppositionslos überwiesen. 7

POSTULAT
DATUM: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein Postulat Leuthard (cvp, AG) an, das den Bundesrat ersucht,
das Opferhilfegesetz derart anzupassen, dass die Verwirkungsfrist für Opfer von
sexuellen Übergriffen auf fünf Jahre verlängert wird. Gleichzeitig soll die Haftung der
Kantone als subsidiäre Leistungserbringer für Genugtuungsforderungen auf maximal
zwei Drittel beschränkt werden. 8

POSTULAT
DATUM: 14.06.2000
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL), das den
Bundesrat beauftragt, einen Bericht über die Tieflohnsituation in der Schweiz sowie die
Lebensumstände der Working Poor ausarbeiten zu lassen. Ein ebenfalls angenommenes
Postulat ihrer Zürcher Parteikollegin Fehr (Po. 01.3246) regte einen Bericht über die
Wohlstandsverhältnisse und die Verteilung der Konsumkraft in der Schweiz nach Abzug
aller Steuern und Abgaben an, um Grundlagen für die anstehenden Steuerrevisionen zu
erhalten. (Zum Steuerpaket siehe hier) 9

POSTULAT
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Ein von Nationalrätin Fehr (sp, ZH) Mitte Jahr eingereichtes Postulat gelangte in der
Herbstsession in den Nationalrat. In Zusammenarbeit mit Kantonen, Gemeinden, den
Landeskirchen und privaten Organisationen in allen Sprachregionen soll die Schaffung
von Anlauf- und Beratungsstellen für Opfer fürsorgerischer Zwangsmassnahmen
geprüft werden. Die Betroffenen sollen damit die notwendige Hilfestellung erhalten,
damit sie ihnen zustehende Rechte geltend machen können. In seiner Stellungnahme
anerkannte der Bundesrat den Handlungsbedarf, merkte jedoch an, dass die
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen vorwiegend von kantonalen Behörden verhängt
würden. Das Postulat wurde mit 114 zu 78 Stimmen angenommen, wobei eine rechts-
bürgerliche Minderheit das Nachsehen hatte. 10

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Herbst nahm die SGK des Nationalrates ein zuvor vom Ständerat abgelehntes
Anliegen in einem Postulat wieder auf und wollte ein Rahmengesetz für Sozialhilfe
erwirken. Zunächst sollte dies aber durch den Bundesrat in einem Bericht geprüft
werden. Die SGK war der Meinung, dass die heftig geführten Diskussionen über die
SKOS-Richtlinien (vgl. hier) in aller Deutlichkeit die Mängel der gegenwärtigen Lösung
aufzeigten und dass es problematisch sei, wenn ein privater Verein eine derart zentrale
staatliche Aufgabe übernehme. Der Bundesrat zeigte sich bereit, den geforderten
Bericht zu erstellen. Das Geschäft wurde im Ratsplenum jedoch noch nicht behandelt,
womit im Berichtsjahr die Sozialhilfe-Thematik nicht abschliessend beurteilt werden
konnte. 11

POSTULAT
DATUM: 06.11.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Durch in der Gesellschaft aufgekeimte Diskussionen sah sich die Kommission für
Gesundheit und soziale Sicherheit des Nationalrates (SGK-NR) 2014 veranlasst, mit
einem Postulat die Grundzüge eines Rahmengesetzes für die Sozialhilfe abstecken zu
lassen. Der Bundesrat wurde mit einer Reihe von Fragen konfrontiert, welche in einem
Bericht erwägt werden sollten. Diese reichten von der Regelung von Zuständigkeiten
über organisatorische Standards bis hin zu einer Harmonisierung der Sozialhilfe.
Gleichzeitig müsse abgewogen werden, ob ein solches Gesetz überhaupt
verfassungsmässig wäre. Falls nicht, soll die Regierung eine entsprechende
Verfassungsänderung vorschlagen. Gegenwärtig liegt die Sozialhilfe in der Kompetenz
der Kantone und der Gemeinden, welche sich überwiegend an die Richtlinien der
Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) halten. Die grösste Kritik der damaligen Debatte galt der
Organisationsform der SKOS, welche als privater Verein eine staatliche Aufgabe
übernimmt. Dadurch fehle es an demokratischer Legitimation. Verschiedene
Gemeinden, die 2013 aus der SKOS ausgetreten waren, forderten denn auch die
Auseinandersetzung mit einer Neuorganisation oder der Implementation eines
Gesetzes, wie es im Postulat vorgeschlagen wurde. Die SGK ihrerseits sah zudem
Handlungsbedarf in der besseren Koordination zwischen der Invaliden- und
Arbeitslosenversicherung. Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme an, er wolle die
Zuständigkeit und Finanzierungsverantwortung der Kantone nicht überdenken. Er zeigte
sich jedoch bereit, im geforderten Bericht aufzuzeigen, inwieweit ein Rahmengesetz

POSTULAT
DATUM: 10.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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der Sozialhilfe in den Kantonen von Nutzen sein könnte. Die Ratsdebatte gestaltete sich
kurz. Zwar standen die Regierung und die Kommission für das Anliegen ein, Nationalrat
de Courten (svp, BL) versuchte jedoch, das Postulat zu verhindern. Die Gemeinden
sollen weiterhin ihre eigenen Grundsätze anwenden dürfen und damit örtliche und
regionale Gegebenheiten berücksichtigen können. Zudem gab er zu bedenken, dass das
Ansinnen bereits mehrmals gescheitert war: Zuletzt hatte der Ständerat 2013 eine
gleichlautende, in der grossen Kammer bereits angenommene Motion abgelehnt.
Hauchdünn konnten sich die Befürworter in der Gesamtabstimmung durchsetzen: Mit
88 zu 87 Stimmen (ohne Enthaltungen) erhielt der Bundesrat seinen Auftrag. Zu den
Abstimmungsverlierern gehörten die SVP und die FDP. 12

Gestützt von 24 Mitunterzeichnenden reichte Pascale Bruderer (sp, AG) ein Postulat
ein, in dem der Bundesrat beauftragt werden sollte, Bericht über die Sozialhilfe zu
erstatten und dabei Transparenz zu schaffen in Bezug auf Kostenentwicklung und
Beauftragung privater Firmen. Im Fokus soll dabei die Situation in den Kantonen
stehen. Die Sozialdemokratin ortete in der damaligen öffentlichen Debatte ein
Ungleichgewicht in der Berichterstattung, die zudem von zweifelhaften Informationen
begleitet sei. Mit dem eingeforderten Bericht erhoffte sie sich eine Versachlichung der
Diskussion sowie eine Standortbestimmung, die gegebenenfalls auf einen
Handlungsbedarf hinweisen könnte. Der Bundesrat setzte sich für das Anliegen ein und
auch im Ständerat war das Postulat letztlich unbestritten; es wurde ohne lange
Diskussion überwiesen.
Ein sehr ähnliches Postulat (Po. 14.3892) wurde auch im Nationalrat von der
sozialdemokratischen Fraktion eingereicht. Es wurde auf Antrag der Regierung ebenfalls
angenommen. 13

POSTULAT
DATUM: 11.12.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Um für mehr Transparenz und Objektivität im Bereich der Sozialhilfe zu sorgen,
forderte die Sozialdemokratische Fraktion im September 2014 vom Bundesrat die
Erstellung eines Berichts zu verschiedenen Punkten bezüglich der Sozialleistungen –
unter anderem zu deren Erbringung, den Kosten und der Zuständigkeit in den
verschiedenen Kantonen. Als Grund für den Vorstoss führte die Fraktion die
gegenwärtige Polemik in der medialen Debatte, nicht vorhandene Detailkenntnisse und
eine allgemeine Verwirrung aufgrund grosser Unterschiede zwischen den Regelungen
der einzelnen Kantone und Gemeinden auf. Oftmals würden verschiedene Begriffe
miteinander vertauscht, was diskriminierende Aussagen zur Folge habe. Angesichts der
Komplexität des Themas müsse jedoch Objektivität gewährleistet werden, um eine
vernünftige und offene Debatte über mögliche politische Massnahmen führen zu
können. Es sei daher unerlässlich, für mehr Klarheit hinsichtlich der Kosten zu sorgen.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates und erklärte in seiner
Stellungnahme, dass er sich der Notwendigkeit, die Debatte über die Sozialhilfe zu
versachlichen, bewusst sei. Er erkläre sich daher bereit, zusammen mit den Kantonen
einen Bericht auszuarbeiten. Dieser würde sich allerdings darauf beschränken, bereits
vorhandene Daten auszuwerten, um aufzuzeigen, an welchen Stellen noch keine
Informationen vorhanden seien. Stillschweigend und diskussionslos nahm der
Nationalrat das Postulat in der Wintersession 2014 an. 14

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
JOËLLE SCHNEUWLY

Das Postulat zur Erarbeitung von Grundlagen für die Ausgestaltung eines
Rahmengesetzes für die Sozialhilfe wurde Mitte 2016 abgeschrieben. Grund dafür war
die Publikation des Berichts «Ausgestaltung der Sozialhilfe und der kantonalen
Bedarfsleistungen. Handlungsbedarf und -möglichkeiten», den der Bundesrat am
25.2.2015 publiziert hatte. Die im Postulat gestellten Forderungen wurden mit diesem
Dokument erfüllt. 15

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die WBK-SR forderte in einem Postulat die Weiterführung der strategischen Aufgabe
der Armutsprävention. Auf der Basis des 2018 ausgelaufenen Nationalen Programms zur
Prävention und Bekämpfung von Armut soll die Aufgabe vom Bund weitergeführt
werden. Insbesondere solle geprüft werden, wie das Armutsrisiko bei Jugendlichen und
jungen Erwachsenen mit Bildungsmassnahmen verringert werden könne. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung des Postulates und argumentierte, dass er seine Arbeiten für
die Bekämpfung der Armut im Rahmen der Nationalen Plattform gegen Armut
weiterführe. Die Reduktion des Armutsrisikos bei jüngeren Menschen sei dabei ein

POSTULAT
DATUM: 19.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Schwerpunktthema. Mit den Arbeiten im Rahmen der Nationalen Plattform sei die
Forderung des Postulates bereits erfüllt. Der Bundesrat werde im Jahr 2024 über diese
Arbeiten berichten, eine Prüfung neuer Aufgabenfelder sei zum jetzigen Zeitpunkt nicht
zielführend. Der Ständerat folgte dem Argumentarium von Bundesrat Alain Berset
jedoch nicht (vgl. Debatte zur Mo. 19.3953, die zusammen mit dem Postulat behandelt
wurde) und nahm das Postulat mit 25 zu 7 Stimmen deutlich an. 16

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die Auswirkungen der Robotik auf das Sozialversicherungssystem sowie eine
Integration derselben in das System wollte Mathias Reynard (sp, VS) mit einem Postulat
analysieren lassen. Insbesondere solle ein hypothetisches
sozialversicherungspflichtiges Einkommen für Roboter untersucht werden, verlangte
der Postulant. Die OECD habe festgestellt, dass fast ein Viertel aller Arbeitsplätze direkt
von der Automatisierung betroffen seien. Ein Verlust von Arbeitsplätzen stelle in der
Schweiz vor allem ein Problem für die Sozialversicherungen dar: Ein Anstieg der Anzahl
Arbeitslosen sei problematisch für die ALV, ein Rückgang der Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerbeiträge für die AHV und für die IV und eine erschwerte
Arbeitsmarktintegration aufgrund immer höherer Kompetenzanforderungen stelle die
IV, die ALV und die Sozialhilfe vor Probleme. Um die Risiken der Robotik einzudämmen,
müssten diese präventiv untersucht werden, erklärte Reynard. 
Der Bundesrat betonte, die Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Gesamtbeschäftigung könnten nicht abgeschätzt werden. Die Auswirkungen auf die
Sozialversicherungen würden aber bereits in dem in Arbeit befindlichen Bericht zu
einem Postulat Schwaab (sp, VD; Po. 17.3045) untersucht. 
Auch im Nationalrat fand das Postulat keinen Anklang, mit 126 zu 47 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) sprach sich die grosse Kammer gegen einen solchen Bericht aus. 17

POSTULAT
DATUM: 19.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Der Nationalrat verabschiedete oppositionslos ein Postulat seiner Kommission für
Wirtschaft und Abgaben, welches den Bundesrat beauftragt, die Arbeitslosenstatistik
so rasch als möglich durch Angaben über die Zahl der Ausgesteuerten und der
Sozialhilfebezüger in Kantonen und Gemeinden sowie der Gesamtausgaben aller
öffentlichen und privaten Stellen als Folge der Arbeitslosigkeit zu ergänzen. 18

POSTULAT
DATUM: 16.12.1994
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Lors de la session de printemps 2016, le Conseil national a rejeté le postulat du groupe
UDC, représenté par la députée Flückiger-Bäni (udc, AG), intitulé "empêcher les
immigrés de bénéficier de l'aide sociale". Le postulat demandait deux choses:
premièrement une statistique précise concernant les prestations d'aide sociale
attribuées aux immigrés arrivés sur le territoire durant les cinq dernières années,
toutes catégories confondues. Deuxièmement, le postulat demandait au Conseil fédéral
d'établir une liste de mesures permettant d'empêcher les immigrés de bénéficier de
ces prestations, ceci sans mettre en péril l'accord de libre circulation des personnes
(ALCP). Le Conseil fédéral avait proposé de rejeter le postulat, arguant que le bilan
concernant les assurance sociales dans le cadre de l'accord de libre circulation était
globalement positif, grâce notamment à la main d'oeuvre hautement qualifiée qui
contribue plus qu'elle ne perçoit. De plus, suffisamment de mécanismes sont mis en
oeuvre pour éviter le versement de prestations indues, ce qui rend les mesures
demandées par le groupe UDC superflues. Le Conseil fédéral a d'ailleurs rédigé de
nombreux rapport à ce sujet et estime que la publication de nouvelles statistiques n'est
pas nécessaire. Le postulat a été rejeté par 122 voix contre 68, avec 3 abstentions. 19

POSTULAT
DATUM: 03.03.2016
SOPHIE GUIGNARD
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En 2017, un postulat de la CIP-CE intitulé Prestations de l'aide sociale octroyées à des
ressortissants de pays tiers. Compétences de la Confédération avait été accepté par la
chambre haute. Il s'agissait par ce biais d'explorer les possibilités de réduire, voire
même de supprimer le versement de prestations sociales aux ressortissantes et
ressortissants de pays tiers. 
Le rapport, basé sur deux études externes mandatées par le SEM a été publié en juin
2019. Il s'intéresse aux 60'000 personnes ressortissantes d'Etats-tiers (hors UE et
AELE), et hors du système d'asile. Un nombre important relevait auparavant du système
de l'asile et présente une tendance plus marquée à recevoir des prestations de l'aide
sociale. Chez les personnes venues en Suisse pour travailler et/ou se former, cette
tendance est plus faible. Pour les personnes relevant du regroupement familial, l'octroi
de prestations est plus fréquent, particulièrement pour les personnes dont le conjoint
ou la conjointe est suisse. Les compétences de la Confédération pour agir sur le
versement ou non de prestations est relativement limité, elle peut en revanche avoir un
impact par l'octroi de permis de séjour ou de la naturalisation. Le rapport précise que
le droit des étrangers prend déjà en compte la perception de l'aide sociale pour l'octroi
ou le renouvellement de permis de séjour, notamment depuis le durcissement entré en
vigueur au 1er janvier 2019. 
Le rapport propose alors trois pistes d'actions: 1) un durcissement du droit des
étrangers et de la nationalité, 2) une amélioration de l'intégration pour éviter la
dépendance à l'aide sociale et enfin 3) une amélioration des statistiques et de
l'échange de données entre les différentes autorités. Un groupe d'expert-e-s formé au
sein du DFJP est chargé d'évaluer la faisabilité de la mise en œuvre de ces pistes
d'actions et de présenter un nouveau rapport en novembre 2019. 20

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Kinder- und Jugendpolitik

Soucieux du remplacement des autorités de tutelle par les APEA, le groupe socialiste a
chargé le Conseil fédéral de rédiger un rapport dressant un premier état des lieux de
cette nouvelle pratique. La crainte du groupe socialiste est que la transmission de cette
compétence communale en mains cantonales entraine une hausse des coûts. Le
postulat a été accepté à l'unanimité lors de la session d'hiver 2014. 21

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
SOPHIE GUIGNARD

La nouvelle mouture du droit de la protection de l'enfant et de l'adulte a prolongé le
délai de recours de dix à trente jours dans le cas de mise sous curatelle. La députée
Schenker (ps, BS) y voit un délai peut-être inutile avant l'application effective de la
curatelle, qui pourrait alors se porter à 50 jours. Elle charge alors le Conseil fédéral
d'examiner ce nouveau droit de recours dans le droit de la protection de l'enfant et de
l'adulte, à travers un postulat qui a été accepté à 112 voix contre 74 et 3 abstentions par
le Conseil national lors de la session d'hiver 2015. 22

POSTULAT
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

Soucieux d'améliorer l'exécution du nouveau droit de protection de l'enfant et de
l'adulte, le député Vitali (plr, LU) a, par le biais d'un postulat accepté en septembre
2016 par le Conseil national à 133 voix contre 46 avec 7 abstentions, demandé au
Conseil fédéral de rédiger un rapport recensant les bonnes pratiques dans le cadre de
la mise en œuvre du nouveau Code civil (CC). Il souhaite particulièrement que les
aspects concernant la répartition des coûts, des compétences et des prises de
décisions entre les communes et les cantons soient abordés, de même que les raisons
derrière les augmentations des coûts et du nombre de signalements de personnes en
danger aux autorités. 23

POSTULAT
DATUM: 27.09.2016
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a adopté à l'unanimité et sans débat le postulat Fluri (plr, SO):
Protection de l'enfance. Assurer le flux d'informations, être davantage à l'écoute du
client. Le libéral-radical y demandait au Conseil fédéral de fournir un rapport sur les
modalités permettant aux diverses administrations de bénéficier d'informations
actualisées sur l'autorité parentale et les mesure de protection de l'enfant. En effet, il
existe des cas où l'autorité parentale ne relève pas nécessairement des parents de
l'enfant, et ces situations ne sont pas toujours connues des administrations. Dès lors,
des autorisations ou pièces de légitimation peuvent être transmises aux personnes ne
détenant pas l'autorité parentale, ce qui met en danger les enfants concernés. Le
postulat Fluri rejoint la motion Amherd (pdc, VS) qui demande un registre électronique
national pour les conventions parentales. 24

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
SOPHIE GUIGNARD
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